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6. Infrastruktur, Raumordnung, Stadtentwicklung, Wohnen, starke 

ländliche Räume und Umwelt 

6.1. Infrastruktur, Raumordnung, Stadtentwicklung und Wohnen

Urbane und ländliche Räume haben unterschiedliche Herausforderungen und erfüllen un-
terschiedliche Funktionen für die Menschen im Land. Einheitsrezepte für eine gute Entwick-
lung der verschiedenen Regionen gibt es deshalb nicht. Regional differenzierte Lösungen 
sind gefragt. Dabei haben sowohl Stadt als auch Land Grund, selbstbewusst zu sein: Beide 
leisten auf unterschiedliche Weise viel für zukunftsfähige Strukturen in Brandenburg. Nur 
im Miteinander liegen die Lösungen für die spezifischen Probleme. 

Straßen und Radwege, Bahnstrecken und Wasserstraßen sind für den Personen- und Güter-
verkehr in Brandenburg lebenswichtige Verkehrsadern. Alle Landesteile müssen ausrei-
chend versorgt und angebunden werden. 

Im Flächenland Brandenburg hat die Sicherung von Mobilität für alle Menschen größte Be-
deutung. Die Koalition setzt sich für die Ausweitung des Mobilitätstickets auf Berlin ein. 
Mobilität muss in allen Teilen der gemeinsamen Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg ent-
sprechend den sich ändernden Bedürfnissen gewährleistet werden. Insbesondere sind dabei 
die zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtungen und die Pendlerströme zwischen Berlin 
und seinem Umland sowie den anderen Teilen des Landes zu berücksichtigen. ÖPNV und 
SPNV haben mit ihren Beförderungsleistungen auch einen großen Anteil daran, die Klima-
schutzziele des Landes zu erreichen.

Der Ausbau der Bahnverbindungen nach Polen hat für uns weiter hohe Priorität. Nach der 
abschließenden Entscheidung über die Regionalisierungsmittel des Bundes werden wir prü-
fen, ob eine weitere S-Bahn-Anbindung der berlinnahen Regionen zukunftsfähig und finan-
zierbar ist. 

Brandenburgs Regionen dürfen nicht durch den Bund weiter von einem leistungsfähigen 
Fernverkehr abgehängt werden. In den dünn besiedelten Regionen werden Bürgerbusse, 
Kombibusse und Ruftaxis, die den Schienen- und Busverkehr ergänzen, unterstützt. 

Die Koalition wird ein Mobilitätskonzept vorlegen, das den regional unterschiedlichen An-
forderungen Rechnung trägt und auch in Zukunft einen leistungsfähigen Personennahver-
kehr im Land gewährleistet. Im Schienenverkehr wird im Rahmen des VBB ein (Berlin-)
Brandenburg-Takt eingeführt, bei dem optimale Umsteigebeziehungen entstehen. 

Wir werden gemeinsam mit Kommunen und Landkreisen Busse und Bahnen besser vernet-
zen und Linien besser aufeinander abstimmen, ein Schwerpunkt dabei ist der Schülerver-
kehr.
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Brandenburg setzt auch in Zukunft auf einen leistungsfähigen und bedarfsgerechten Regio-
nalverkehr. Bei den Verhandlungen mit Bund und Ländern über die Regionalisierungsmittel 
wird sich Brandenburg für den besonderen Mobilitätsbedarf dünner besiedelter Regionen 
einsetzen. Die Mittel werden vorrangig zur Aufrechterhaltung des Zielnetzes eingesetzt. Bei 
den Verhandlungen mit dem Bund will die Koalition erreichen, dass keine Strecken abbe-
stellt werden müssen. 

Die Koalition setzt sich für eine langfristige Finanzierung des ÖPNV durch den Bund ein. 

Die Koalition unterstützt regionale Initiativen von Wirtschaft, Tourismus und Bürgerschaft, 
die sich für eine größere Wirtschaftlichkeit von Bahnstrecken einsetzen. 

Das Modellvorhaben KombiBus in der Uckermark hat sich als wirksamer Beitrag für die 
Qualitätssicherung der Daseinsvorsorge in dünn besiedelten Regionen etabliert; es ergänzt 
den ÖPNV um Komponenten der Nahversorgung. Auf der Basis des vorhandenen Leitfa-
dens wird die Übertragung des KombiBus-Ansatzes für bis zu vier weitere Aufgabenträ-
ger/Landkreise im Rahmen eines Wettbewerbs/Förderprogramms unterstützt sowie anteilig 
kofinanziert.

Neue Mobilitätsmodelle und Mobilitätszentralen werden unterstützt. Bahnhöfe werden bar-
rierefrei ausgebaut. Zudem wird in Park+Ride- und Radabstellplätze investiert.

Die Koalition wird den Ausbau der Elektromobilität unterstützen.

Der bedarfsgerechte Erhalt und die Modernisierung von Straßen, Bahnstrecken, Fahrrad-
und Wasserwegen hat Vorrang vor Neubauprojekten.

Besonderer Handlungsbedarf besteht bei Landesstraßen und Ortsdurchfahrten. Zu ihrer Zu-
kunftssicherung werden aus dem Investitionsförderprogramm insgesamt 100 Millionen Euro 
vorrangig zur Verbesserung der innerörtlichen Verkehrsverhältnisse bereitgestellt. 

Maßnahmen zum Erhalt von Landesstraßen werden in Abhängigkeit vom Verkehrsauf-
kommen und den Anforderungen an die Verkehrssicherheit geprüft und sofern rechtlich 
möglich mit differenzierten Ausbaustandards umgesetzt.

Die Koalition wird prüfen, welche Straßen künftig als Landesstraßen in der Verantwortung 
des Landes bleiben.

Die Koalition setzt sich für die zügige Fertigstellung der A14 ein.

Wo immer möglich, muss Güterverkehr auf Schienen und Wasserstraßen verlagert werden. 
Die Koalition setzt sich für die Wiederaufnahme des Teltowkanals und der Oder-Spree-
Wasserstraße in das transeuropäische Wasserstraßennetz ein.



Seite 46 von 70

Alle Auszubildenden, Schülerinnen und Schüler sollen in ihrer Freizeit das ganze Jahr in 
ganz Brandenburg mobil sein können. Deshalb will die Koalition unter Einbeziehung des 
Landesschülerrates und des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg das brandenburgische 
Schüler- und Auszubildenden-Ticket weiterentwickeln. 

Die Koalition setzt den Stadtumbau und die Stärkung der Innenstädte weiter fort. Woh-
nungsrückbau wird weiterhin unterstützt, wo er notwendig ist. Je nach Region gibt es einer-
seits eine Verknappung preiswerter und bedarfsgerechter Wohnungen und andererseits 
nach wie vor Wohnungsleerstand. Hinzu kommt eine Ausdifferenzierung des Bedarfs an 
Wohnraum von altersgerechtem und barrierefreiem Wohnraum bis hin zu familienfreundli-
chen Wohnungsangeboten sowie Angeboten für Ein-Personen-Haushalte. Entsprechend 
bleibt der Stadtumbau mit fortgesetzter Förderung zur Unterstützung von Kommunen und 
Wohnungsunternehmen ebenso erforderlich wie die Ermöglichung neuer Wohnformen 
einschließlich  unkonventioneller Lösungen.

Wichtiges Ziel des Stadtumbaus ist, die Energieeffizienz der Wohnquartiere zu verbessern 
und einkommensschwache Haushalte mit bezahlbarem Wohnraum zu versorgen. 

i-
tere Kommunen werden in das Programm aufgenommen. Um Mieterinnen und Mieter vor 
schnell steigenden Mieten zu schützen, wird in betroffenen Regionen zügig eine Mietpreis-
bremse eingeführt und der Wohnungsbau gefördert. 

Mit einem Sonderprogramm werden wir verstärkt den sozialen und mietpreisgebundenen 
Wohnungsbau fördern. Der Ein- und Anbau von Aufzügen an Plattenbauten wird mit zins-
günstigen Darlehen gefördert, um das Wohnen im Alter zu unterstützen.

Die Koalition setzt sich im künftigen Ost-West-Stadtumbauprogramm des Bundes für eine 
eige
ostdeutschen Bundesländer sein. Das einheitliche, vom Bund zu erstellende Stadtumbaupro-
gramm, das nicht mehr nach Ost und West unterteilt ist, muss entsprechend finanziell aus-
gestattet sein. 

Die Koalition wird die Bauordnung novellieren und sich dabei an der Musterbauordnung 
der Bauministerkonferenz orientieren.

Zur Sicherung der Daseinsvorsorge müssen die regionale und die interkommunale Koopera-
tion ausgebaut werden etwa auf den Gebieten der Bildung, der medizinischen und pflege-
rischen Versorgung, des öffentlichen Nahverkehrs, der Ver- und Entsorgung sowie der 
Kommunikation. Die Grundversorgung bei der Daseinsvorsorge soll in ländlichen Zentren 
und größeren Orten konzentriert werden, die Angebote müssen zwischen den Kommunen 
abgestimmt werden. Entsprechend müssen auch Förder- und Finanzierungsmöglichkeiten 
neu durchdacht sowie innovative Lösungen unterstützt werden. 
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Hierbei müssen die Städte mehr Verantwortung für ihr Umland übernehmen und zugleich 
ihre Kooperation mit dem Umland verbessern. Im Rahmen des geplanten Stadt-Umland-
Wettbewerbes sollen Aktivitäten gefördert werden, die unter Berücksichtigung der demo-
grafischen Entwicklung das Zusammenwirken von Stadt und den umliegenden Gemeinden 
im oben genannten Sinn unterstützen. Dazu gehören beispielsweise Vorhaben zur Verbesse-
rung der Mobilität, der Energieeffizienz oder zur Sicherung erreichbarer Nahversorgungs-
und Servicestrukturen. Hierfür werden 185 Millionen Euro aus dem Europäischen Struk-
turfonds und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums zur Verfügung gestellt. Der Wettbewerb soll auch zur Stärkung der Investitionskraft 

l-
finan

Freiwillige Feuerwehren, Hilfsorganisationen, Landjugend, Landfrauen, Sport- und Heimat-
vereine sorgen für soziale Strukturen und damit für Zusammenhalt im ländlichen Raum und 
müssen bei ihrer wertvollen Aktivität unterstützt werden. 

Der mit der gemeinsamen Landesplanung Berlin-Brandenburg gewählte Weg, Stärken zu 
stärken, Kräfte zu bündeln und Kooperationen zu befördern, hat das Land insgesamt voran 
gebracht. Vor diesem Hintergrund wird die Koalition die landesplanerischen Instrumente im
Hinblick auf mögliche neue Anforderungen überprüfen und weiterentwickeln. 

Die Sanierung der ehemaligen Tagebaue in der Lausitz ist eine Generationenaufgabe: Bis 
2017 stehen dafür 587 Millionen Euro bereit, davon über 220 Millionen Euro vom Land. Mit 
diesen Mitteln wird ein sich selbst regulierender Wasserhaushalt wiederhergestellt und das 
Lausitzer Seenland als neuer touristischer Anziehungspunkt entwickelt. 

6.2. Starke ländliche Räume

Brandenburg ist seiner Fläche nach eines der größten Bundesländer. Seine ländlichen Räume 
geben unserem Land Gesicht und Seele mit unverwechselbaren Naturräumen mit ganz eige-
nen kulturellen Prägungen, Traditionen und Impulsen: die Prignitz und die Uckermark, der 
Barnim und das Oderbruch, der Fläming und das Havelland, die Ober- und die Niederlau-
sitz die vielen kleineren, aber nicht minder markanten Kulturlandschaften.

In den vergangenen 25 Jahren fand überall ein dramatischer Umbruch statt: Verlust von Ar-
beitsplätzen in der klassischen Landwirtschaft, Abwanderung und demografischer Wandel, 
Energiewende und Strukturwandel in der Landwirtschaft.

Wir begleiten diesen Wandel und gestalten ihn im Interesse der Menschen. Brandenburgs 
Landwirtschaft ist modern und vielfältig. Satellitengesteuerte Bodenbearbeitung und Acker-
pflege von Hand, Agrargenossenschaften, ländlicher Nebenerwerb und der Ökobetrieb im 
Haupterwerb, alles hat seinen Platz in Brandenburg. 

Die Koalition bekennt sich zum gemeinsamen Ziel des Erhalts und der Belebung der ländli-
chen Räume als Lebens-, Natur- und Wirtschaftsräume. Wir wollen Beschäftigungsperspek-


